
Gräben in der Pflegepolitik
Gebührenstreit Der Entscheid des Gemeinderats, künftig selbst über die Gebühren in städtischen Alterszentren
zu bestimmen, löst Kritik und Befürchtungen bei den gemeinnützigen Altersinstitutionen aus. Von Jan Strobel

Für Markus Hungerbühler, Präsi-
dent der Interessengemeinschaft
gemeinnütziger Altersinstitutio-
nen Zürich (IGA), war die Abstim-
mung im Gemeinderat vom letz-
ten Mittwoch zwar keine Überra-
schung; sie birgt für ihn allerdings
eine potenzielle Gefahr für die Exi-
stenz gemeinnütziger Pflege- und
Altersinstitutionen in der Stadt Zü-
rich. Mit knapp 1800 Pflegebetten
decken sie rund 40 Prozent der sta-
tionären Pflegeversorgung in Zü-
rich ab. In geheimer Abstimmung
hiess der Gemeinderat eine parla-
mentarische Initiative vonSP,Grü-
nenundALgut,welchekünftigdem
Stadtparlament die Kompetenz
über die Festlegung der Gebühren
von städtischen Gesundheitszent-
ren übertragen will. Bisher oblag
diese Kompetenz dem Stadtrat,
festgelegt in der «Verordnung über
städtische Einrichtungen für älte-
re unterstützungsbedürftige oder
pflegebedürftige Personen». Be-
reits imHerbst 2023 hatte Gesund-
heitsvorsteher Andreas Hauri be-
schlossen, die Gebühren in städti-
schen Altersinstitutionen um
17FrankenproTagoder6205Fran-
ken pro Person und Jahr zu erhö-
hen. Diese neuen Taxen gelten seit
1. Januar 2024.
Im Parlament formierte sich Wi-

derstand gegen diese «massive Er-
höhung ohne Mitsprache des Ge-
meinderats». SP, Grüne, AL und
auch die SVP sahen darin die Ge-
meinderordnung verletzt. Zudem
sei die Gebührenerhöhung für Be-

troffene aus dem unteren und dem
mittleren Mittelstand «mit gros-
sen Härten» verbunden. Werde
demStadtratdieKompetenz fürdie
Festlegung der Gebühren entzo-
gen, diene das der «demokrati-
schen Mitsprache». Die SVP zog
sich später allerdings aus der par-
lamentarischen Initiative zurück.

Verlust von Pflegeplätzen
Für Markus Hungerbühler von der
IGA ist klar: Dass der Gemeinde-
rat nun die Gebühren für die städ-
tischen Altersinstitutionen festle-
gen soll, setze die Taxen der politi-
schen – und mithin auch ideologi-
schen – Kontrolle aus. «Die Gefahr
besteht, dass die angestrebte Rege-
lung strukturell die städtischen Ge-
sundheitszentren bevorzugen wür-
de», istMarkusHungerbühler über-
zeugt. Der Kostendeckungsgrad bei
den städtischen Gesundheitszen-
tren liege bei 95 Prozent. «Die rest-

lichen fünf Prozent, also die Defizi-
te, zahle der Steuerzahler. «Unsere
privat-gemeinnützigen Institutio-
nen hingegen müssen mit den be-
hördlich festgelegten Taxen wirt-
schaftenundmithaltenkönnen,dies
notabene ohne Subventionen,
Rücklagen oder Ausgleichszahlun-
gen», sagt Markus Hungerbühler.
«Wir haben keine Steuerzahler hin-
ter uns, brauchen am Ende aber
eine schwarze Null.» Es sei bereits
jetzt absehbar, dass der Gemeinde-
rat im Rahmen seiner neuen Kom-
petenz die Gebühren für städtische
Gesundheitszentren senken werde,
zeigt sich Markus Hungerbühler
überzeugt. «Daswird zu einerWett-
bewerbsverzerrung führen. Viele
unserer gemeinnützigen Institutio-
nen können dann mit den tieferen
Taxen der städtischenGesundheits-
zentren nicht mehr mithalten. Müs-
sen gemeinnützige Häuser auf-
grund dieses staatlich verordneten
Konkurrenzdrucks schliessen,

droht der Verlust von Pflegeplät-
zen», so der IGA-Präsident. Verlo-
ren gingen damit dringend benötig-
te Plätze, welche die Stadt schliess-
lichmitSteuergeldernundhohenIn-
vestitionen kompensieren müsste.
«DaswürdenichtnurdiePflegequa-
lität schwächen, sondern auch Ar-
beitsplätze im Pflegebereich gefähr-
den.» Zudem greife das Argument,
dass die gegenwärtigen Taxen den
unteren und mittleren Mittelstand
zu stark belasten, zu kurz, betont
Markus Hungerbühler. Für Bewoh-
nerinnen und Bewohner mit An-
spruch auf Ergänzungsleistungen
übernehme das Amt für Zusatzlei-
stungen in der Regel die höheren
Taxen. «Diese Personen werden
dadurch finanziell nicht zusätzlich
belastet.»
«Waswir fordern, sind gleich lan-

ge Spiesse für alle Trägerschaften,
wie beispielsweise gleiche finanziel-
le Rahmenbedingungen oder glei-
che Erwartungen an die Kosten-
deckung», bekräftigt Markus Hun-
gerbühler. «Wir wollen ein gesun-
des Miteinander statt Verdrängung
und Einheitsbrei.» Die Interessen-
gemeinschaft gemeinnützigeAlters-
institutionen werde deshalb zusam-
men mit den Parteien, welche
gegen die Initiative stimmten, das
Referendum gegen den Entscheid
des Gemeinderats ergreifen. «Wir
wollen, dass das Volk das letzte
Wort hat.»

Ihre Meinung zum Thema?
echo@tagblattzuerich.ch

Markus Hungerbühler (kleines Bild) sieht gemeinnützige Altersinstitutionen
einem erhöhten Konkurenzdruck ausgesetzt. Bilder: PD/Unsplash
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Gutscheine zu gewinnen

Das TAGBLATT ZÜRICH verlost
2 Gutscheine à Fr. 50.00

Gültig bis 11. September 2027
in allen Coiffina-Filialen.

Schreiben Sie uns eine E-Mail
mit Namen, Adresse, Telefon
und Betreff «Coiffina» an:

gewinn@tagblattzuerich.ch
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